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50. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens auf Grund von Artikel K.3 Absatz 2
Buchstabe c des Vertrags über die Europäische Union über die Bekämpfung
der Bestechung, an der Beamte der Europäischen Gemeinschaften oder der
Mitgliedstaaten der Europäischen Union beteiligt sind

51. Kundmachung: Geltungsbereich der Übereinkunft über die vorläufige Anwendung zwischen
einigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union des Übereinkommens auf
Grund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union über den
Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich

52. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung (M101) gemäß Rn. 2010 des
ADR über die Beförderung von Wasserstoffperoxid der Klasse 5.1, Ziffer 1 a)
in Kombinationsverpackungen des Typs 6 HA1

53. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung M104 gemäß Randnummern
2010 und 10 602 des ADR über die Beförderung von Versandstücken mit in
begrenzten Mengen verpackten gefährlichen Gütern unter Verwendung von
Umverpackungen

54. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung M107 gemäß Rn. 2010 und
10 602 des ADR betreffend die Beförderung von mit Biphenylen und Ter-
phenylen (PCB und PCT) sowie Polyhalogenen kontaminierten festen Abfällen
und Restmengen in loser Schüttung

50. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens auf Grund von Artikel K.3 Absatz 2 Buchstabe c des Vertrags über die
Europäische Union über die Bekämpfung der Bestechung, an der Beamte der Europäi-
schen Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten der Europäischen Union beteiligt sind

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Rates der Europäischen Union haben folgende weitere
Staaten ihre Notifikationsurkunden zum Übereinkommen auf Grund von Artikel K.3 Absatz 2
Buchstabe c des Vertrags über die Europäische Union über die Bekämpfung der Bestechung, an der
Beamte der Europäischen Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten der Europäischen Union beteiligt sind
(BGBl. III Nr. 38/2000) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Notifikationsurkunde:

Dänemark
  (ohne Färöer und Grönland) 2. Oktober 2000
Frankreich 4. August 2000

Anlässlich der Hinterlegung ihrer Notifikationsurkunde haben nachstehende Staaten Erklärungen
abgegeben:

Dänemark:

Dänemark behält sich gemäß Artikel 7 Absatz 2 vor, die Begründung seiner Gerichtsbarkeit in den in
Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b erster Teil genannten Fällen davon abhängig zu machen, dass die Tat auch
nach den Rechtsvorschriften des Landes strafbar ist, in dem die Tat begangen wurde (beiderseitige
Strafbarkeit).

Gemäß Artikel 10 Absatz 2 Buchstaben a, b und c ist Dänemark in den in Artikel 10 Absatz 2
Buchstaben a, b und c genannten Fällen nicht durch Artikel 10 Absatz 1 gebunden. Hinsichtlich der in
Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe b genannten Handlungen umfasst die Erklärung Straftaten nach Kapitel 12
des Strafgesetzbuchs (Straftaten gegen die Souveränität und die Sicherheit des Staates), Kapitel 13
(Straftaten gegen die Verfassung und die höchsten staatlichen Instanzen), Kapitel 14 (Straftaten gegen die



298 BGBl. III – Ausgegeben am 6. März 2001 – Nr. 51

öffentliche Gewalt) sowie Straftaten, die diesen gleichgestellt werden können. Dänemark versteht
Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe b in dem Sinne, dass davon unter anderem die Handlungen erfasst werden,
die in § 8 Nummer 1 des Strafgesetzbuchs beschrieben sind. Dänemark legt Artikel 10 ferner in dem
Sinne aus, dass er nur die Möglichkeit betrifft, Strafen zu verhängen, nicht jedoch die Möglichkeit, Rechte
abzuerkennen.

Gemäß Artikel 12 Absatz 4 akzeptiert Dänemark, dass die Gerichte in Dänemark eine die Auslegung
der Artikel 1 bis 4 und 12 bis 16 betreffende Frage, die in einem vor ihnen anhängigen Rechtsstreit
aufgeworfen wurde, an dem Mitglieder oder Beamte von Gemeinschaftsorganen oder von gemäß den
Verträgen zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften errichteten Einrichtungen beteiligt sind, die in
Ausübung ihres Amtes gehandelt haben, dem Gerichtshof zur Vorabentscheidung vorlegen können, wenn
sie diese Entscheidung zum Erlass ihres Urteiles für erforderlich halten.

Gemäß Artikel 13 Absatz 4 erklärt Dänemark, dass das Übereinkommen für Dänemark ab dem ersten
Tag des Monats, der auf einen Zeitraum von 90 Tagen nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung folgt, im
Verhältnis zu Staaten gilt, die eine entsprechende Erklärung abgegeben haben.

Frankreich:

1. Erklärung in Anwendung des Artikels 12 Absatz 4:

Gemäß der Erklärung, die Frankreich am 14. März 2000 in Anwendung des Artikels 35 des Vertrags
über die Europäische Union abgegeben hat, erklärt die Französische Republik, dass sie die Zuständigkeit
des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften für eine die Auslegung der Artikel 1 bis 4 und 12 bis
16 des Übereinkommens betreffende Frage im Wege der Vorabentscheidung nach Maßgabe von
Artikel 12 Absatz 3 anerkennt.

2. Erklärung in Anwendung des Artikels 7 Absatz 2:

Hinsichtlich der Fälle, in denen die in den Artikeln 2, 3 und 4 dieses Übereinkommens genannten
Straftaten außerhalb des Hoheitsgebiets der Französischen Republik begangen werden, erklärt Frankreich
gemäß Artikel 6 Absatz 2, dass die Strafverfolgung dieser Straftaten im Zusammenhang mit den in
Artikel 7 Absatz 1 Buchstaben b, c und d genannten Personen, nur auf Antrag der Staatsanwaltschaft
erfolgen kann. Die Strafverfolgung kann nur auf vorherige Klage des Opfers oder seiner Rechtsnachfolger
oder eine offizielle Anzeige durch die Behörde des Landes erfolgen, in dem die Straftat begangen worden
ist.

Schüssel

51. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Übereinkunft
über die vorläufige Anwendung zwischen einigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union
des Übereinkommens auf Grund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische
Union über den Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Rates der Europäischen Union haben nachstehende
Staaten ihre Ratifikationsurkunden zur Übereinkunft über die vorläufige Anwendung zwischen einigen
Mitgliedstaaten der Europäischen Union des Übereinkommens auf Grund von Artikel K.3 des Vertrags
über die Europäische Union über den Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich (BGBl. III
Nr. 189/2000) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

Italien 3. Jänner 2001
Niederlande 21. November 2000

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde haben die Niederlande gemäß Art. 4 Abs. 3 der
Übereinkunft erklärt, dass das Königreich der Niederlande die genannte Übereinkunft für die Niederlande
annimmt und dass der somit angenommenen Übereinkunft uneingeschränkt nachgekommen wird.

Schüssel



BGBl. III – Ausgegeben am 6. März 2001 – Nr. 52 bis 54 299

52. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilateralen
Vereinbarung (M101) gemäß Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von Wasserstoff-
peroxid der Klasse 5.1, Ziffer 1 a) in Kombinationsverpackungen des Typs 6 HA1

Die Multilaterale Vereinbarung (M101) gemäß Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von
Wasserstoffperoxid der Klasse 5.1, Ziffer 1 a) in Kombinationsverpackungen des Typs 6 HA1 (BGBl. III
Nr. 172/2000, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 38/2001) wurde von Frankreich
am 16. Jänner 2001 unterzeichnet.

Schüssel

53. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilateralen
Vereinbarung M104 gemäß Randnummern 2010 und 10 602 des ADR über die Beförde-
rung von Versandstücken mit in begrenzten Mengen verpackten gefährlichen Gütern
unter Verwendung von Umverpackungen

Die Multilaterale Vereinbarung M104 gemäß Randnummern 2010 und 10 602 des ADR über die
Beförderung von Versandstücken mit in begrenzten Mengen verpackten gefährlichen Gütern unter
Verwendung von Umverpackungen (BGBl. III Nr. 188/2000) wurde von Liechtenstein am 4. Oktober
2000 unterzeichnet.

Schüssel

54. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilateralen
Vereinbarung M107 gemäß Rn. 2010 und 10 602 des ADR betreffend die Beförderung von
mit Biphenylen und Terphenylen (PCB und PCT) sowie Polyhalogenen kontaminierten
festen Abfällen und Restmengen in loser Schüttung

Die Multilaterale Vereinbarung M107 gemäß Rn. 2010 und 10 602 des ADR betreffend die
Beförderung von mit Biphenylen und Terphenylen (PCB und PCT) sowie Polyhalogenen kontaminierten
festen Abfällen und Restmengen in loser Schüttung (BGBl. III Nr. 33/2001) wurde von Norwegen am
19. Jänner 2001 unterzeichnet.

Schüssel


